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			Die „Libertad“ ist zurück

			Großer Empfang für Schulschiff nach 80 Tagen in Ghana
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			Cristina feierte die Rückkehr der „Libertad“. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Das Marineschulschiff „Libertad“ ist zurück in Argentinien. Am Mittwoch lief der prestigeträchtige Dreimaster im Hafen von Mar del Plata ein, nachdem er im Streit mit dem Hedgefonds „NML Capital“ knapp drei Monate lang in Ghana festgehalten worden war. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wartete mit Tausenden Regierungsanhängern und Schaulustigen auf die heimkehrenden Matrosen. Es war die Stunde großer patriotischer Töne.

			Die Staatschefin sprach von einer „historischen Lehrstunde“, die Argentinien in dem Tauziehen um die „Libertad“ erteilt habe. „Sie alle können sich ein Bild davon machen, was es bedeutet, Souveränität und Würde Argentiniens zu verteidigen“, rief Kirchner den Anwesenden zu. Heute gelte mehr denn je: „Vaterland ja, Kolonie nein“. Die Präsidentin fuhr schweres rhetorisches Geschütz gegen die Hedgefonds auf, die sie als „global agierende Raubtiere“ diffamierte. 

			Auch innenpolitisch habe die Regierung unter dem Druck derjenigen gestanden, die dafür plädierten, den Forderungen nachzugeben und eine Geldsumme zur Freisetzung der „Libertad“ zu zahlen, dramatisierte die Präsidentin. 

			Stattdessen habe sich nun die unnachgiebige Haltung ihrer Regierung als richtig erwiesen, die über internationale Gremien und Gerichte versuchte, den Fall zu ihren Gunsten zu wenden. Schließlich war es ein Urteil des Internationalen Gerichtshofes in Hamburg im Dezember, durch welches das Schiff den ghanaischen Hafen Tema verlassen konnte. „NML Capital“ hatte die Beschlagnahme in Ghana durchgesetzt, um argentinische Altschulden einzutreiben.

			Cristina stellte zudem eine Verbindung zu dem gegenwärtigen Konflikt mit Großbritannien um die Malwinen-Inseln her: „In diesem speziellen historischen Kontext, während Argentinien eine Attacke der Geierfonds erleidet, bedrohen uns andere aus 12.000 Kilometern Entfernung, indem sie unsere Malwinen militarisieren.“ 

			Ihren Prestigeerfolg ließ Kirchner groß inszenieren. Mit rund 500 Bussen wurden Anhänger aus Buenos Aires herangekarrt, um die richtige Jubelstimmung zu erzeugen. Stark vertreten waren Mitglieder der Kirchner-peronistischen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ sowie der Gruppierungen „Kolina“ und „Movimiento Evita“. Zudem waren zahlreiche Kabinettsmitglieder der nationalen Regierung und Kirchner-treue Gouverneure nach Mar del Plata gekommen, um die Rückkehr der „Libertad“ zu feiern.

			Die Opposition blieb dem Geschehen fern. Ricardo Alfonsín, der einstige Präsidentschaftsbewerber der Radikalen Bürger Union (UCR), brachte via Twitter zwar seine Freude über die Heimkehr des Dreimasters zum Ausdruck, kritisierte aber zugleich die Art und Weise, wie die Regierung Nutzen daraus zu ziehen trachte. Der ehemalige Verteidigungsminister Ricardo López Murphy monierte, dass es überhaupt zu der „Episode“ in Ghana gekommen sei. Das Schiff sei durch „Stümperei“ und „Fehlentscheidungen“ in seine missliche Lage gekommen. Dafür hätten verschiedene Ministerien die politische Verantwortung zu tragen. Für den Pro-Politiker Federico Pinedo kommt das eigentliche Verdienst, die „Libertad“ befreit zu haben, vor allem den Beamten des Außenministeriums zu, die durch professionelle Arbeit die Fregatte vor einem Desaster bewahrt hätten.
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			Disput mit der Präsidentin

			Ricardo Darín kritisiert die Vermögensanhäufung der Kirchners

			Buenos Aires (AT/jst) - Nicht nur in Frankreich legen sich Schauspieler mit ihrem Staatsoberhaupt an. Während im Land des Savoir-vivre Gérard Depardieu mit den Regierenden hadert, sorgt hierzulande Ricardo Darín (El secreto de sus ojos) für entsprechende Schlagzeilen. Der wohl renommierteste argentinische Darsteller kritisierte öffentlich die Vermögensanhäufung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Die Gescholtene setzte sich mit einem Antwortbrief zur Wehr, der auf „Facebook“ zu lesen war.

			Der bis dato als eher unpolitisch geltende Darín hatte in einem Interview mit der Zeitschrift „Brando“ eine Erklärung von der Präsidentin gefordert, wie diese ihr Millionenvermögen während der letzten Jahre exorbitant habe vervielfachen können. Beim Amtsantritt von Cristinas Gatten Néstor als Präsident im Jahr 2003 besaß das Ehepaar noch sieben Millionen Pesos. Vergangenes Jahr deklarierte Cristina bereits 82 Millionen Pesos als Vermögen. Darín monierte zudem, dass sich Argentinien auf dem Weg in den Fanatismus befinde. Dabei würden all jene zu Feinden erklärt, die der Kirchner-Politik kritisch gegenüberstünden. 

			Anders als bei vergleichbaren Vorfällen meldete sich die Präsidentin gleich am Folgetag zu Wort und veröffentlichte einen im ironischen Ton gehaltenen Brief auf ihrem Facebook-Profil. Sie würdigte darin zwar die schauspielerische Leistung Daríns. Sie stellte dann aber klar, dass der Oberste Gerichtshof auch nach mehreren Untersuchungen keinerlei Unregelmäßigkeiten bei ihrem Vermögen habe feststellen können. Drei Klagen seien diesbezüglich eingereicht worden - alle Verfahren seien aber wieder eingestellt worden. Ohne ersichtlichen Zusammenhang wärmte die Präsidentin dann noch alte Vorwürfe gegen Darín auf, der vor 22 Jahren ein geschmuggeltes Auto gekauft haben soll.

			Darín wiederum wies letztere Vorwürfe zurück und versuchte etwas Spannung aus der Kontroverse zu nehmen, indem er Cristina ein klärendes persönliches Gespräch vorschlug. Man darf gespannt sein.
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			Cristina reist mit britischem Flieger

			Angst vor Pfändungen: „Tango 01“ bleibt zu Hause

			Buenos Aires (AT/mc) – Ein Drama wie mit dem in Ghana beschlagnahmten Segelschulschiff „Libertad“ soll sich so schnell nicht wiederholen. Um einer erneuten Pfändung argentinischen Staatseigentums durch Hedgefonds vorzugreifen, unternimmt Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ihre aktuelle Reise nach Kuba, in die Vereinigten Arabischen Emirate, nach Indonesien und Vietnam nicht mit dem staatseigenen Flugzeug „Tango 01“. Stattdessen charterte sie von der britischen Firma „Chapman Freeborn“ einen Luxusflieger vom Typ „Global Express 7000“. Entsprechende Berichte der Zeitungen „Clarín“ und „The Sun“ bestätigte Präsidialamtschef Oscar Parrilli.

			Die Entscheidung für ein Unternehmen aus Großbritannien ist politisch etwas pikant. Schließlich hatte Kirchner erst vor wenigen Tagen die britische Regierung wegen des Malwinen-Konfliktes scharf angegriffen (wir berichteten). Der Zuschlag für „Chapman Freeborn“ kam kurzfristig ohne öffentliche Ausschreibung zu Stande. Parrilli begründete dies mit Zeitknappheit. Praktische und ökonomische Gründen hätten zudem für die Briten gesprochen. Der Flug mit der „Global Express 7000“ sei um etwa 20 Prozent teurer als mit der „Tango 01“, so der Präsidialamtschef.

			Die Gesamtkosten für die geplanten Charterflüge betragen 880.000 Dollar. Da der Zahlungsempfänger seinen Sitz im Ausland hat, muss der Betrag in Devisen bezahlt werden. Der Vorgang fällt in eine Zeit, in der die Regierung aufgrund ihrer Devisenknappheit den Bürgern des Landes weitgehend verboten hat, Fremdwährungen zu erwerben. 

			Gestern traf Cristina in der kubanischen Hauptstadt Havanna ein, wo sie ihrem politischen Verbündeten Hugo Chávez beistehen wollte. Der venezolanische Präsident hält sich aus Krankheitsgründen auf der Karibikinsel auf. Kirchners weitere Reiseziele haben vor allem wirtschaftliche Gründe. In den Vereinigten Arabischen Emiraten wird Cristina morgen erwartet. Am Dienstag geht es weiter nach Indonesien. Den Abschluss der Staatsreise stellt schließlich Vietnam dar, wo sich die Präsidentin zwei Tage lang (22. und 23. Januar) aufhalten will. Insgesamt wird Cristina fast 38.000 Kilometer zurücklegen. Sie wird von mehr als 200 Unternehmern begleitet, viele von ihnen Vertreter kleinerer und mittelgroßer Firmen. 
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			Die Woche in Argentinien

			Verbale Breitseiten

			Buenos Aires - Der Ton im Streit zwischen Großbritannien und Argentinien um die Malwinen wird zusehends rauer. Wenn nötig, seien die Briten bereit, die Inseln im Südatlantik militärisch zu verteidigen. Das sei „absolut klar“, erklärte der britische Premierminister David Cameron am Sonntag in einem Interview mit der BBC. Cameron unterstrich, dass das Vereinigte Königreich über starke Verteidigungsanlagen auf dem Archipel verfüge. Das argentinische Außenministerium sprach von „militärischen Drohungen“ aus London, die entschieden zurückzuweisen seien. Der „aggressive Charakter“ von Camerons Worten zeige, dass Argentinien mit seinen Warnungen vor einer Militarisierung des Südatlantiks durch Großbritannien richtig liege, hieß es in der Stellungnahme des Außenministeriums. Der neuerliche verbale Schlagabtausch zwischen Buenos Aires und London hatte in der Vorwoche begonnen, als Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am 3. Januar anlässlich des 180. Jahrestages der Inbesitznahme der Inseln durch die Briten in einem offenen Brief Gespräche über eine Rückgabe der Inseln an Argentinien gefordert hatte. Die Forderungen wurden in den britischen Tageszeitungen „The Guardian“ und „The Independent“ abgedruckt. Die Antwort ließ nicht lange auf sich warten. So schaltete das Boulevardblatt „The Sun“ eine Anzeige im „Buenos Aires Herald“, in der es hieß: „Hände weg“ von den Inseln. Für zusätzlichen Zündstoff sorgte am Mittwoch dann noch die Meldung, dass Großbritannien 150 weitere Soldaten auf die Malwinen entsenden werde. London beeilte sich festzustellen, dass es sich um eine Routinemaßnahme handele.

			Kampf um „Rural“

			Rückschlag für die Nationalregierung bei ihren Bemühungen, das großflächige „Rural“-Gelände der Agrargesellschaft (Sociedad Rural) in Palermo zu verstaatlichen. So entschied das Kammergericht für Zivil- und Handelsangelegenheiten, dass die Enteignung, die Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im vorigen Monat per Dekret verfügt hatte, aufzuheben sei. Der Regierung fehle es an der notwendigen Legitimität, ein Grundstück wiederzuerlangen, das sie vor mehr als 20 Jahren verkauft habe, begründeten die Richter ihre Entscheidung. Auch wenn der damals bezahlte Kaufpreis – wie die Regierung behauptet – tatsächlich sittenwidrig gewesen sei, müsse die Regierung den Rechtsweg beschreiten, um den Verkauf rückgängig zu machen. Solange dies nicht erfolge, habe der aktuelle Eigentümer, sprich die Agrargesellschaft, alle Rechte, die das Grundstück betreffen. Die Staatschefin reagierte verärgert auf den Richterspruch. Via „Twitter“ kommentierte sie, das Gericht habe sämtliche Grenzen überschritten und hätte „wie immer“ im Sinne der Interessensvertretungen entschieden. Die Nationalregierung will nun ein Berufungsverfahren anstrengen. Auf dem zwölf Hek- tar großen Areal in Buenos Aires veranstaltet die Agrargesellschaft alljährlich ihre große Landwirtschaftsschau „Rural“. Die Regierung will dort ein Hospital und Sozialwohnungen errichten.

			Bürgermeister auf Kippe

			Wie lange kann sich Omar Goye noch als Bürgermeister in Bariloche halten? Nachdem Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner dem Kommunalpolitiker Versagen während der Supermarktplünderungen vor drei Wochen vorgeworfen hatte, wird die Luft für den einstigen Kirchner-Parteigänger immer dünner. Am Montag trafen sich die Mitglieder des Stadtrates von Bariloche, um die Amtsenthebung Goyes auf den Weg zu bringen. Letzterer verschanzte sich in seiner Amtsstube und sprach von einem Putsch. Am Donnerstag ergriff Goye dann aber die Flucht nach vorne und schlug eine öffentliche Anhörung in der Stadtvertretung vor. In Viedma, der Hauptstadt der Provinz Río Negro, scheint der Bürgermeiser bei einstigen Parteifreunden an Rückhalt zu verlieren. So meinte der Kirchner-peronistische Abgeordnete Pedro Pesatti: „Goye muss gehen. Wenn ein Bürgermeister zum Komplizen von Kriminellen wird oder es ihm an Charakter fehlt, dem Treiben Einhalt zu gebieten, hat er in der Politik nichts verloren.“ Am 20. Dezember war es in rund 40 Städten zu Plünderungen von Supermärkten und kleineren Läden gekommen. Der Funken entzündete sich in Bariloche. 

			Alak in der Kritik

			Sie fordern den Rücktritt von Justizminister Julio Alak: Menschenrechtsgruppen und linksgerichtete politische Aktivisten nehmen dem Kirchner-treuen Politiker übel, dass er am 27. Dezember zum Jahresausklang seine rund 2000 Mitarbeiter zu einer Grillfeier auf das ESMA-Gelände im Buenos-Aires-Stadtteil Núñez geladen hatte. Dies empfanden nicht wenige als Geschmacklosigkeit. Schließlich befand sich zu Zeiten der letzten Militärdiktatur in der einstigen Marineschule ein berüchtigtes Folterzentrum. Es sei, als lade man zu einer Feier nach Auschwitz, spitzte es die Kongressabgeordnete Victoria Donda, die selbst im ESMA-Lager zur Welt kam, zu. Am Dienstag versammelten sich nun zahlreiche Demonstranten vor dem Justizministerium und forderten Alak auf, persönliche Konsequenzen zu ziehen: „Die ESMA ist kein Ort für Vergnügungen. Die ESMA muss ein Ort sein, um die Geschichte aufzuarbeiten“, meinte Enrique Fuckman als Vertreter ehemaliger Inhaftierter. Rückendeckung erhielt Alak von Hebe de Bonafini, der Vorsitzenden der „Mütter der Plaza de Mayo“. Ihrer Meinung nach gibt es keine Restriktionen für Veranstaltungen in der ESMA. 

			Straßenbahn fährt nicht

			Die Straßenbahn in Puerto Madero hat sich zu einem echten Flop entwickelt. Seit nunmehr drei Monaten herrscht bei dem einstigen Prestigeobjekt absoluter Stillstand, wie die Zeitung „Clarín“ berichtet. Seitdem am 9. Oktober die „vorübergehende Einstellung“ des Betriebs verkündet wurde, ist keine Straßenbahn mehr am Hafen von Buenos Aires gefahren. Die Situation ist vor dem Hintergrund des Streits zwischen der Stadt und der Nation über die Zuständigkeit für den öffentlichen Nahverkehr zu sehen. Aus Sicht der Stadtverwaltung gehört die Straßenbahn nicht zu den Verkehrsmitteln, für die sie seit dem vorigen Jahr verantwortlich sein soll. Die Nation sieht dies anders und hat die Zahlung von Zuschüssen eingestellt. Diese waren auch bitter nötig, denn von einem wirtschaftlichen Erfolg war die 2007 eingeweihte Straßenbahn stets weit entfernt. Nur wenige Touristen nutzten das Verkehrsmittel. (AT/mc)
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			Rache ist süß
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			(Foto: Mushii)

			Aus heiterem Himmel beschloss Präsidentin Cristina Kirchner, das Gelände der Sociedad Rural Argentina in Palermo zu konfiszieren, indem sie den Verkauf des Geländes von 12 Hektar von 1991 widerrief. Als Argument führte sie an, dass der damalige Preis zu niedrig gewesen sei. Der Preis wurde damals auf Grund einer offiziellen Bewertung auf 30 Millionen Pesos oder Dollar bemessen, wogegen eine neuere offizielle Bewertung ihn auf mehr als das doppelte anhob. Das sind freilich willkürliche Bemessungen des Wertes, je nachdem ob auch Wohnungen oder Büros vorgesehen sind oder nur Ausstellungen mit geringerer Immobilienrendite. Wie dem auch sei, die Tatsache bleibt, dass das Gelände konfisziert wurde wie vormals die Wasserwerke, die Post, YPF, Ciccone, die privaten Rentenkassen AFJP und andere Objekte.

			Mit dieser Enteignung hat die Regierung nach viereinhalb Jahren Rache an der Sociedad Rural Argentina geübt, die damals mit drei anderen Spitzenverbänden der Landwirtschaft, Spanisch „Comisión de Enlace“, gegen die Resolution des Wirtschaftsministers Nr. 125 gekämpft hatten. Wie erinnerlich, ging es um die Exportzölle für Sojabohnen, die Ende 2007 zuerst von 23 Prozent auf 27 Prozent und kurz danach auf 35 Prozent angehoben worden waren, um den Preisgewinn bei Sojaexporten für den Fiskus abzuschöpfen. Die Resolution 125 führte variable Exportzölle ein, die somit stiegen, wenn die Sojapreise weltweit zunahmen. Gegen diese Konfiskation von Exportpreisen wetterten alle Agrarverbände. Vizepräsident Julio Cobos stimmte im Senatspatt gegen die Resolution 125. Diese politische Schlappe der Regierung führte zu Repressalien gegen die Verbände, denen gewisse Honorare kassiert wurden, die sie bei Agrargeschäften einnahmen. Der Agrarverband kleiner Landwirte (Federación Agraria) musste unlängst 50 Mitarbeiter entlassen, die für diese administrative Arbeit eingesetzt worden waren. Die Konfiskation des Geländes der Sociedad Rural Argentina, der Spitzenverband der großen Landbesitzer, schließt die Rache ab.

			Die Agrarverbände reagierten verständlicherweise landesweit mit Protesten gegen die Konfiskation des Geländes in Palermo. In ganzseitigen Anzeigen protestierten sie gegen die Enteignung. Die Sociedad Rural Argentina appellierte vor Gericht und die Berufungskammer für Handels- und Zivilsachen erließ eine einstweilige Verfügung („cautelar“), so dass das Gelände nicht am kommenden 20. Januar an den Staat abzugeben ist, wie es das Konfiskationsdekret verfügte. Gelegentlich muss die Kammer Recht sprechen, möglicherweise auch während des Monats Januar, da das Gericht die normalen Justizferien unterbrach.

			Die Präsidentin reagierte wütend mit zahlreichen Twitter-Botschaften in ihrem Sommersitz in Santa Cruz, in denen sie die Justiz als eine Gewalt im Staat kennzeichnete, die über der Exekutive und dem Kongress stünde, was sichtlich abwegig ist. Die Präsidentin missversteht die Gewaltenteilung, welche der Franzose Montesquieu entworfen hat. Die Justiz regiert nicht, aber sie kann jederzeit Dekrete und Gesetze außer Kraft setzen, wenn in ihrer Sicht die Verfassungsgarantien in Frage stehen, wie in diesem Fall das Eigentumsrecht, das in der Verfassung verbrieft ist.

			Rache mag süß sein, aber zuweilen genießt man sie wie in diesem Fall mit einem bitteren Nachgeschmack. Der Fall des Palermo-Geländes, mit dessen Beschlagnahme die Präsidentin sich nach viereinhalb Jahren gerächt hat, ist vorerst zu einem hochpolitischen Gerichtsfall geworden, wie längst der Fall des Konzerns „Clarín“, in dem die Regierung ebenfalls vor Gericht plädiert, ohne bisher endgültig gesiegt zu haben.
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			Unterirdisches Bauprojekt

			Von Michael Krämer

			Die deutschen Millionen-Städte liefern sich derzeit ein bizarres Fernduell. Nachdem Hamburg die Nachrichtenhoheit mit der unendlichen Geschichte der unendlich teuren Elbphilarmonie lange Zeit inne hatte, löste Berlin die Hanseaten ab - mit einem Kreislauf aus Fehlplanungen, Pannen und Kostenexplosionen beim Bau des neuen Flughafens. Das 2006 begonnene und schon jetzt legendäre Projekt übertrifft das Hamburger Millionengrab in nahezu allen Kategorien und ist mittlerweile sogar ein Fall für die Wächter der EU-Kommission.

			Doch im Rennen um die Krone der größten Bausünde ist ein neuer Konkurrent erwachsen, seit die Kölner tollkühn ihren Dom ins Wanken gebracht haben. Durch Fehler beim Bau einer U-Bahn-Trasse unterhalb der Kathedrale vibriert es im Wahrzeichen der Stadt, wenn Züge die neue Verbindung durchqueren. Die dritthöchste Kirche der Welt zittert durch, oder - wie spitze Zungen schon seit Jahren behaupten - vor dem Bau der Nord-Süd-U-Bahn. Das Kölner Pleiten-, Pech- und Pannenprojekt war schon zuvor umstritten, die oberirdischen Arbeiten sorgen für ein unterirdisches Stadtbild und ziehen seit Jahren eine unrühmliche Schneise durch Köln. Auf belebten Plätzen traten Bagger an die Stelle der Besucher, Einkaufstrassen verschwanden hinter Absperrgittern. Als sich 2004 eine Kirche im Süden der Stadt plötzlich bedrohlich gen Süden neigte, wurden die für den Bau verantwortlichen Kölner Verkehrs-Betriebe (KVB) bereits als Kirchenvernichtungsbrigade verspottet. Nachdem der Einsturz des Stadtarchivs fünf Jahre später zwei Menschen und Dokumente aus 2000 Jahren Stadtgeschichte begrub, wandelte sich die anfängliche Skepsis der Bürger in Wut und Empörung.

			Und nun auch noch der Dom, das Kölner Heiligtum. Keine Meldung könnte die Bürger annähernd so bewegen wie die der sich bewegenden Kathedrale. Selbst FC und Karneval sind nicht so tief in der Stadt verankert wie der Dom. Da diese Verankerung nach Meinung aller Experten aber nicht nur emotionaler, sondern auch statischer Natur ist, droht der Dom immerhin nicht einzustürzen. Ein Szenario mit unvorstellbaren Folgen für die heimatbeseelten Kölner.

			Doch auch so sorgen die neuerlichen Probleme für leidvolle Mienen – bei Lokalpatrioten und Ingenieuren. Die Häufung von mangelhaften Bauprojekten ist bedenklich, für gewissenhafte Planung stehen die Großprojekte nicht. Vielmehr wird einfach munter drauf los gebaut, wie es Kinder im Sandkasten mit ihren Schäufelchen tun. Trotz fortschreitender Technologie erlebt die einst große deutsche Ingenieurskunst einen Rückentwicklung.

			Dabei beherrschten die Baumeister die Feinheiten lange Zeit mit schier traumwandlerischer Sicherheit. So wurde der Dom schon im 13. Jahrhundert entworfen und geplant. Zwar dauerte die Fertigstellung lockere 600 Jahre, von Leichtsinn und fehlerhaften Berechnungen war aber nie etwas zu spüren – bis die erste U-Bahn das Fundament des Doms passierte.

			(Der Autor ist Volontär beim Kölner Stadtanzeiger und macht im Rahmen seiner Ausbildung ein Praktikum beim Argentinischen Tageblatt.)
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			Randglossen

			Plötzlich ist es der Präsidentin Cristina Kirchner eingefallen, ihre Kommunikationsmethode zu ändern. Anstatt wie öfters im Vorjahr mit anderthalbstündigen Erklärungen, Spanisch genannt „el relato“, im Fernsehen, hat sie sich jetzt mit zwanzig Twitter-Botschaften geäußert, in denen sie ihre Wut über die Entscheidungen der Justiz  zugunsten der Sociedad Rural und des Konzerns „Clarín“ freien Lauf ließ. Danach kritisierte sie den Schauspieler Ricardo Darín in Facebook. Beide Botschaften neuster Kommunikationstechnik wurden umgehend in der Tagespresse veröffentlicht, ebenso wie vorher ihre Fernsehansprachen, die sie nie vom Blatt ablas, sondern stets in freier Rede sprach. Diese technische Modernisierung der Kommunikation wurde durch die Wiedergabe in der Tagespresse dem breiten Publikum zugänglich gemacht

			Expräsident Carlos Saúl Menem (1989-1999), derzeit Senator seiner Heimatprovinz La Rioja, kritisierte die Präsidentin, für deren Projekte im Senat er stets zustimmt, und unterstützte Gouverneur Daniel Scioli als möglicher Präsidentschaftskandidaten. Mit dieser Äußerung hat sich Menem unterschwellig gegen die Wiederwahl in Folge der Präsidentin ausgesprochen. Menem hatte seinerzeit den Motorboot-Rennfahrer Scioli als Politiker gekürt, den Néstor Kirchner als Formelkandidat für die Vizepräsidentschaft und später als Gouverneurskandidat in der Provinz Buenos Aires profiliert hat. Für Scioli ist die politische Unterstützung Menems sicherlich von Vorteil, nachdem er seine Präsidentschaftskandidatur angekündigt hatte, sofern die Präsidentin nicht für ihre eigene Wiederwahl kandidiert.

			Jetzt hat er es geschafft. SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück ist da, wo er schon immer hin wollte. Nein, nicht im Kanzleramt, da könnte er wohl frühestens im Oktober einziehen. Steinbrück ist im Politikerranking weit hinter Angela Merkel zurückgefallen und liegt jetzt sogar hinter Außenminister Guido Westerwelle (FDP). Mag ja sein, dass der Merkel-Herausforderer sich anfangs geschmeichelt gefühlt hat, als ihm seine Partei die Nominierung antrug. Aber die Diskussion über seine Vortragshonorare und Aufsichtsratsposten hat ihm wohl klar gemacht, dass er den Job eigentlich nicht will. Wohl deshalb hat er sich in der vergangenen Woche über das niedrige Kanzlergehalt von 16.000 Euro im Monat mokiert. 

			Als Bundestagsabgeordneter verdient Steinbrück nur halb so viel. Allerdings übersteigt sein Einkommen das von Bundeskanzlerin Angela Merkel allein schon durch seine üppig honorierten Vorträge. Das sind seit den Wahlen 2009 immerhin 1,25 Millionen Euro gewesen. Dazu kommen noch rund 180.000 Euro Entschädigung für seine Aufsichtsratstätigkeit bei ThyssenKrupp, Honorare für ein Buch und Gastprofessuren. Alles in allem dürfte Steinbrück in den letzten drei Jahren drei Mal so viel verdient haben wie Angela Merkel, die er vorgeblich im Amt beerben will. Dabei kommt man schon ins Grübeln, ob sich Steinbrück nicht absichtlich um seine Chancen redet. Ein erfahrener Politiker wie er würde sonst Merkels Erfolg nicht mit einem „Frauen-Bonus“ erklären und dabei 50 Prozent der Wählerschaft vor den Kopf stoßen. Oder das Amt des Bundeskanzlers als unterbezahlt bezeichnen, wo etwa zwei Drittel der Wähler Politiker für überbezahlt halten.
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			Rekordreserven von Schiefergas und –erdöl

			Der angesehene Politologe Jorge Castro hat in der Zeitung “Clarín” vom 6.1.13 einen Artikel veröffentlicht, in demer auf die Bedeutung der argentinischen Schiefergaslager (“shale Gas”) hinweist. Die hervorstechenden Punkte seiner Darstellung sind folgende:

			- Die Schiefergaslager von “Vaca Muerta”, Provinz Neuquén, werden laut Angaben der US-Agentur für Energieinformation (USEIA, “United States Energy Information Agency”) auf 774 Bio cbm Gas und 741 Mio. Barrel Erdöl geschätzt. 

			- Ausser “Vaca Muerta” berichtet die Firma Schlumberger, die sich mit geologischen Studien für Erdölunternehmen befasst, dass sie weitere 22 Schiefergaslager in Argentinien festgestellt hat. 

			- Das wichtigste dieser Lager ist San Alfredo, in der Gegend Los Monos, im Gebiet des Chaco-Paraná. Die Reserven werden dort auf 59 Bio cbm Gas geschätzt, von denen 14,8 Bio. sofort verfügbar sind. 

			- Die argentinischen Schiefergaslager haben einen grösseren Durchmesser als die der USA, nämlich von 600 bis 1.000 Metern. Das ist mit einer höheren Ergiebigkeit verbunden. 

			- Das Abkommen zwischen YPF und Bridas, das eine Dauer von 2 Jahren hat, sieht vor, dass 663 km2 in “Bajada de Añiello” und “Bandurria” entwickelt werden. Im Jahr 2013 sollen 132 Versuchsbohrungen vollzogen werden. Der nächste Schritt bezieht sich auf 2.000 Bohrungen, was eine unmittelbare Investition von u$s 12 Mrd. bedeutet. Der Investitionsbetrag steigt dann auf u$s 70 Mrd. binnen 10 Jahren, um das ganze Gebiet auszubeuten.

			Die Ausbeutung von 15% von “Vaca Muerta” würde erlauben, die vor 8 Jahren verlorene Selbstversorgung auf dem Gebiet des Erdöls wieder zu überwinden. 2011 mussten Erdölderivate und Gas für u$s 9,4 Mrd. importiert werden, wobei bei Abzug der Erdöimporte ein negativer Saldo von u$s 3 Mrd. verblieb, der dieses Jahr voraussichtlich auf u$s 3,5 Mrd. steigt. 
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			Erdölexporte: Verringerung des Exportzolles 
und starke Preiserhöhung

			Am Montag wurde im Amstblatt der Beschluss über die drastische Verringerung des Exportzolles auf Erdöl bekanntgegeben. Die Unternehmen erhalten ab sofort u$s 70 für jedes exportierte Barrel Erdöl, statt bisher nur u$s 42, was eine Zunahme von 66,6% darstellt. Die Differenz, die der Nationalstaat somit als Exportzoll einbehält, sinkt bei einem Exportpreis von angenommen u$s 80 von u$s 38 auf u$s 10, also von 47,5% auf 12,5%. Der Nettopreis, der den Exporteuren zugestanden wird, ist jedoch an die Bedingung gebunden, dass der Preis bei u$s 80 oder mehr liegt. Bisher betrug die Grenze u$s 60,9. Dieses System ersetzt das Programm “Petroleo Plus”, das schon Anfang 2012 abgeschafft worden war. Danach war bestimmt worden, dass die Unternehmen, die ihre Erdölförderung erhöhten, eine Zusatzzahlung von u$s 28 je Barrel erhielten, womit sie auf netto ca. u$s 70 gelangten. Da jedoch einige Unternehmen letztes Jahr die Förderung nicht erhöhen konnten (im Fall von Pan American Energy wegen wilden Streiks und Zerstörungen), verloren sie das Recht auf diesen Zusatz. Bridas, die den Brüdern Bulgheroni mehrheitlich gehört, und mit 40% an PAE beteiligt ist, hatte sich in der Vorwoche bereit erklärt, u$s 1,5 Mrd. binnen zwei Jahren zur Ausbeutung des Schiefergaslagers “Vaca Muerta” zu investieren, mit der Aussicht auf noch viel höhere Investitionen danach. Doch die Bedingung war eben, dass der Exportzoll auf Erdöl stark verringert werde, was jetzt formell erfolgt ist. Davon profitieren auch YPF, Sinopec, Tecpetrol u.a. Argentinien exportiert etwa 10% der Rohölproduktion.

			Die Frage, die sich jetzt stellt, besteht in der Auswirkung des höheren Preises, der den Erdölunternehmen beim Export zugestanden wird, auf den internen Preis, der theoretisch frei ist und somit nicht wesentlich unter dem Exportpreis liegen sollte. Das würde dann sofort auf die verschiedenen Erdölprodukte abgewälzt, bei denen dann spürbare Preiserhöhungen zu erwarten wären.

			Die Erdöl- und Erdgaspolitik hat eine neue Richtung eingeschlagen, was mit der Übernahme der Kontrolle von YPF durch den Staat und der Ernennung von Miguel Galuccio als CEO zusammenhängt, der sich um eine Produktionserhöhung und entsprechende Investitionen bemüht, zu diesem Zweck jedoch finanzielle Mittel braucht, zu denen auch höhere YPF-Gewinne beitragen sollen. Das Argentinische Institut des Erdöls und Gases (IAPG) meldet, dass die tägliche Erdölproduktion im Oktober um 4,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag, und die von Gas sogar um 5,3% geringer war. Wenn diese Tendenz nicht umgekehrt wird, kommt eine Katastrophe. Das scheint der Präsidentin jetzt bewusst geworden sein.
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			Monetäre Entwicklung im Jahr 2012 

			Die monetären Konzepte, die die ZB zur Berechnung der Geldmenge verwendet, also Banknoten in Händen des Publikums plus Giro- und Spardepositen, die technisch als das Aggregat M2 bezeichnet werden, haben sich im Jahr 2012 wie folgt entwickelt:

			[image: tabla_economia3.jpg]

			Angenommen, das Bruttoinlandsprodukt zu laufenden Werten ist 2012 um etwa 25% gestiegen (Inflation von 23% bis 25% plus 1% bis 2% reale BIP-Zunahme), so liegt die als M2 bezeichnete Geldmenge um 12,5% über dem BIP. Sofern die Wirtschaft die Liquidität (in Bargeld und in Kontokorrent- und Sparkonten) nicht in diesem Verhältnis erhöht, entsteht eine direkte inflationäre Wirkung. Die ZB hat in früheren Jahren stets die Expansion des Aggregates M2 unter der des BIP zu Marktwerten gehalten, also die Inflation passiv begleitet. 2012 ist die ZB entschieden auf eine inflationäre Geldpolitik übergegangen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,95, um 0,20% über der Vorwoche und um 0,51% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven gingen leicht zurück und betrugen zum Donnerstag u$s 43 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.13 bei $ 5,12, zum 30.06.13 bei $ 5,383, zum 30.09.13 bei $ 5,665 und zum 30.12.13 bei $ 5,98. Der Terminkurs per Ende Dezember 2013 lag um 21,83% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 7,25, und bei Überweisungen ins Ausland $ 6,97.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 4,67% und lag 9,11% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,78% und lagen 5,32% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2% und lagen um 5,58% über Ende 2012. Boden 2014 stiegen in der Woche um 1,52% und in diesem Jahr um 1,26%. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 2,98% und sanken in diesem Jahr um, 2,45%, und Boden 2013 gingen um 1,96% zurück und lagen 2% im Plus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 176,91 (Vorwoche $ 176,58) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 252,73 (Vorwoche $ 252.26).

			***

			Die Finanzierung von YPF über den lokalen Kapitalmarkt erreichte im vergangenen Jahr u$s 7,73 Mrd., ein Rückgang von 4% gegenüber 2011. Wie das Kapitalmarktinstitut der Börse von Buenos Aires weiter berichtete, erhielt das staatliche Erdölunternehmen 48% dieser Summe (u$s 3,89 Mrd.) durch den Verkauf von Schuldverschreibungen. Davon entfielen fast 50% (u$s 1,94 Mrd.) auf jene festverzinsliche Wertpapiere, die YPF zwischen September und Dezember 2012 erfolgreich auf dem Markt unterbrachte. Das Gesamtvolumen an Schuldverschreibungen lag um 80% höher und war das höchste seit dem Jahr 2000.

			*** 

			Die Schuhindustrie beendete das Jahr 2012 mit einer Rekordproduktion von 120 Mio. Paaren, ein Plus von fast 5% gegenüber dem Vorjahr. Wie der Vorsitzende des Verbandes der Schuhindustrie, Alberto Sellaro, weiter bekannt gab, lag der Pro - Kopf - Verbrauch bei 3,4 Paar Schuhen. Der Anteil an lokal erzeugten Schuhen am Gesamtkonsum lag bei 85%.

			***

			Die Steuerbehörde AFIP prüft jetzt die Lage der Steuerzahler, die während eines Auslandsaufenthaltes Zahlungen mit Kreditkarten durchführten und nun die versprochene Rückzahlung von 15% beantragen, weil sie keine Gewinnsteuer zahlen und somit die Steuer nicht verrechnen können. Wie die Behörde bekannt gab, wurden bei den Ermittlungen 300 Personen festgestellt, die bislang keine Steuern bezahlt haben. “Es gab so gut wie keine Rückerstattungen, und wir erwarten für die kommenden Monate nicht all zu viele Anträge”, hiess es aus der AFIP. Die 15%ige Rückerstattung auf die Gesamtausgaben kann von den Selbstständigen jederzeit und nur online durch “ Mis aplicaciones web” und über “Devoluciones web” beantragt werden. Sollte die AFIP Unregelmässigkeiten feststellen, so wird die Differenz nicht zurückbezahlt. Steuerzahler, die eine Lohnsteuer entrichten, können die Rückerstattung nur einmal im Jahr bei der Vorlage der Steuererklärung anfordern.

			*** 

			Das spanische Erdölunternehmen Repsol geht jetzt juristisch gegen die argentinische Bridas vor. Das von der Familie Bulgheroni kontrollierte Erdölunternehmen hatte kürzlich mit YPF eine Absichterklärung mit dem Ziel unterschrieben, gemeinsam in Vaca Muerta nach Gas und Erdöl zu schlürfen. Repsol vertritt den Standpunkt, dass solche Abkommen mit YPF den Versuch einer illegalen Aneignung darstellen. Wegen einer ähnlichen Vereinbarung gehen die Spanier auch gegen Chevron vor.

			*** 

			Als Folge der hohen Inflation und des zurückgebliebenen Wechselkurses sinkt die Zahl der einreisenden Touristen. Täglich sind es 326 Ausländer weniger als ein Jahr zuvor. Die letzten vom Statisktikamt bekannt gegebenen Zahlen deuten auf eine innerjährliche Verringerung in 11 Monaten 2012 von 4,4% hin. Die Touristen haben auch weniger Geld ausgegeben: während die Durchschnittsausgaben im Jahr 2011 bei u$s 1310 lagen, waren es 2012 nur u$s 1201. Gleichzeitig nimmt die Zahl von argentinischen Auslandsreisenden stetig zu. Wurden zwischen Januar und November 2011 2 Mio. Touristen gezählt, so lag die Zahl ein Jahr später bei 2.27 Mio. (+ 13,7%).Während die durchschnittlichen Ausgaben 2011 mit u$s 1325 berechnet wurden, so lagen die Ausgaben im letzten Jahr bei u$s 1300.

			***

			Wie aus Bankkreisen bekannt wurde, werden die lokalen Banken ihre Gebühren für die meisten Dienstleistungen unmittelbar um 20% bis 25% erhöhen. Die Banken sind jedoch verpflichtet, ihren Kunden 60 Tagen im Voraus über eine Änderung ihrer Gebühren zu informieren. 

			*** 

			Die Gewerkschaft der Bankangestellten lehnte am Montag im Arbeitsministerium ein Angebot der Arbeitgeber ab, dass sich auf eine unmittelbare monatliche Zahlung eines festen Betrages von $ 1.440 bezieht, die etwa 20% des Gehaltes (bei den oberen Stufen weniger) entspricht. Die Gewerkschaft besteht auf einem Betrag von $ 1.800, was ca 25% darstellt. Der Streik bezieht sich im Grunde nicht auf den festen Betrag, der lange vor Abschluss des Arbeitsvertrages gezahlt werden soll, sondern auf die endgültige Zunahme, bei der sich die Bankunternehmer an die offizielle Richtlinie von 20% halten, die von der Gewerkschaft nicht anerkannt wird. Das Ministerium ordenete eine zehntägige Zwangsschlichtung an.

			***

			Das Schatzamt wies im November ein echtes (als “finanziell” bezeichnetes) Defizit von $ 2,27 Mrd. verglichen mit $ 50,4 Mio. im gleichen Vorjahresmonat. Das primäre Defizit (bei dem keine Zinsen auf die Staatsschuld berechnet werden) betrug $ 723,3 Mio. das sich mit einem Überschuss von $ 425,9 Mio. im November 2011 vergleicht. Diese hohen Defizite sind auf eine interanuelle Zunahme der primären Ausgaben um 34,4% zurückzuführen, die wiederum zum Teil eine Folge der Erhöhung der Kapitalausgaben um 48.6% ist. Die direkte reale Staatsinvestition stieg um 26,5% und die Zuwendungen an Provinzen nahmen um 71,8% zu. Doch auch die Zinslast ist um $ 1,15 Mrd. gestiegen, als Folge einer gestiegenen Staatsschuld und der Amortisation von niedrig verzinsten Bonds, die der Umschuldung von 2005 entstammen, die durch höher verzinste ersetzt wurden. Die Einnahmen nahmen um 30,9% zu, wobei jedoch die ZB aus ihrem Gewinn und die ANSeS aus der Rente ihres Sonderfonds insgesamt $ 1,6 Mrd. beitrugen. Bei korrekter Buchhaltung müsste dieser Betrag als zusätzliches Defizit gebucht werden. Die Staatsfinanzen haben sich in den letzten Monaten spürbar verschlechtert. In 11 Monaten 2012 betrug das echte Defizit $ 22,41 Mrd. das mit den Zuschüssen der ZB und der ANSeS auf über $ 46 Mrd. steigt.

			*** 

			Die Provinz Buenos Aires hat Schatzscheine für insgesamt $ 500 Mio. ausgeschrieben, zu Zinsen von 17,49% (für 42 Tage) bis 19,2% (bei 168 Tagen). 

			*** 

			Der Konsum von Rindfleisch pro Kopf der Bevölkerung lag in 11 Monaten 2012 mit 58,4 kg um 6,8% über dem Vorjahr. Von der gesamten Fleischproduktion der Periode entfielen 92,9% auf den internen Konsum, gegen 89,8% im Vorjahr, so dass der Exportanteil von 10,2% auf 7,1% zurückging. Der Verband der Fleischindustrie CICCRA weist ausserdem darauf hin, dass der Anteil von Kühen an den Schlachtungen im Laufe des Jahres 2012 von 39,3% auf 43% gestiegen ist. Das deutet drauf hin, dass keine Einbehaltung von Kühen besteht, um den Rinderbestand zu erhöhen.

			*** 

			Die Nachfrage nach Arbeitskräften ist im Dezember in der Bundeshauptstadt sowie im Gross Buenos Aires 2012 innerjährlich um 30,3% zurückgegangen, auch wenn die Nachfrage im Dezember 2012 um 3,8% höher als im Vormonat lag. Dies wurde vom Centro de Investigación en Finanzas (CIF) von der Universität Di Tella ermittelt. Diese negative Tendenz sei schon seit Juni 2011 zu beobachten, heisst es.

			*** 

			Die ZB hat bei ihrer Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 6,39 Mrd. erhalten und für $ 6,245 Mrd. angenommen. Gleichzeitig verfielen Wechsel für $ 2,852 Mrd. so dass netto $ 3,39 Mrd. aufgesogen wurden. Fast alle Offerten bezogen sich auf Lebac. Für Nobac (die mit Badlar-Zinssatz plus 2,50% verzinst werden) wurden $ 100 Mio. angeboten. Die Zinsen für Lebac liegen zwischen 11,90% bei einer Laufzeit von 49 Tagen bis 17% bei einer Laufzeit von 728 Tagen. 

			*** 

			Die Regierung hat per Dekret 7/2013 (Amstblatt vom 9.1.13) verfügt, dass Automobile, deren Preis (ohne Steuern) unter $ 150.000 liegt, keine Steuer auf den Fabrikwert (genannt “interne Steuer”) zahlen. Teurere Automobile zahlen 12,5% wenn sie Dieselmotore haben und 10% bei Benzinmotoren. Motorräder von $ 15.000 bis $ 22.000 zahlen 5%, und teurere 10%. Diese Steuer kommt zur MwSt und zur provinziellen Bruttoumsatzsteuer hinzu.

			***

			Durch Dekret 2626/2012 (Amtsblatt vom 9.1.13) wurde bestimmt, dass gebrauchte Kapitalgüter entweder im Ausland oder im Inland instandgesetzt werden müssen, was gegenüber dem Industrieministerium nachgewiesen werden muss. Der Zollsatz für diese Güter beträgt, je nach Gruppen, 6%, 14% oder 28%.

			***

			Die Regierung hat grosse Schwierigkeiten beim Import von verflüssigtem Gas, so dass die Anlagen in Bahía Blanca und Escobar, wo das Gas entgegengenommen, in seinen normalen Zustand umgewandelt und dem Gasnetz eingefügt wird, wenig ausgelastet sind. Bei der Ausschreibung vom Dezember konnten nur 20 von 47 Schiffsladungen verpflichtet werden. YPF musste in letzter Minute 8 zusätzliche Ladungen kaufen. Viele Angebote werden zurückgewiesen, weil der Preis über u$s 18 je Mio. BTU liegt. Die hohe brasilianische Nachfrage (wegen niedriger Leistung der Wasserkraftwerke, als Folge der geringen Regenfälle) hat zu Gasknappheit geführt.

			***

			Fünf Unternehmensgruppen haben am Mittwoch im Planungsministerium die technischen und finanziellen Offerten für den Bau von zwei grossen Wasserkraftwerken in der Provinz Santa Cruz, mit einer Gesamtleistung von 1740 MW vorgestellt. Dabei handelt es sich um das grösste Energievorhaben der letzten 30 Jahren. Bei den teilnehmenden Unternehmensgruppen handelt es sich um Electroingeniería, China Gezhouba Groupe Hidrocuyo; Odebrecht, Pescarmona und Alstom Brasil Energía y Transporte; OAS(Brasil), Hyundai Engineering, Jose Castellone, Comercial del Plata Constructora und Rovella Carranza; Panedile, Isolux, Eleprint, Helport, Power Machine, Iner Rao und Hidroeléctrica Ameghino, sowie um Sinohydro, Iecsa, Austral Construcciones, Chediak und Esuco. An diesen 5 Gruppen nehmen 14 argentinische, zwei chinesische, zwei brasilianische, eine spanische, eine französische sowie eine südkoreanische Firma teil. Die Gewinner der Ausschreibung müssen 50% der Gesamtfinanzierung über einen Gesamtbetrag von ca. u$s 5 Mrd. bereitstellen können. Über die Zuteilung soll in 60 Tagen informiert werden. Wie die Unternehmen die Finanzierung aufbringen, und wie der Staat diese garantiert, wurde nicht geklärt, so dass es sich zunächst mehr um bedingte Absichtserklärungen als um effektive Offerten handelt.

			***

			Der Construya-Index, der die Lieferungen der wichtigsten Baumaterialfabrikanten misst, lag im Dezember um 4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und im Jahr 2012 um 2% unter 2011.

			***

			Prasidentin Cristina Kirchner sprach am Donnerstag offen gegen die Gebühren auf Benzin und Dieselöl, die einige Gemeinden angekündigt hatten. Sie bezeichnete sie als verfassungswidrig und wies dauf hin, dass die Brennstoffe schon vom Nationalstaat besteuert würden und eine doppelte Besteuerung des gleichen Objektes nicht zulässig sei. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Daten des Brasilianischen Institut für Geografie und Statistik, IBGE zeigen, dass die brasilianische Industrie in den vergangenen vier Quartalen um 1% zurückgegangen ist. Am meisten betroffen waren die extraktive Industrie, mit einem innerjährlichen Rückgang von 6,7%, und die Automobilindustrie mit 7,5%.

			***

			Nach Angaben von Experten wird die brasilianische Wirtschaft in den kommenden Monaten nicht wie erwartet um rund 3,3% wachsen, sondern lediglich um 3,26 %. Der neue Wert des Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP) wurde am Montag von der brasilianischen Zentralbank veröffentlicht. Für den Industriesektor sehen Spezialisten einen Zuwachs der Produktionsleistung von drei Prozent. Dieser Wert wurde ebenfalls um 0,5% nach unten korrigiert.(Brasil News)

			***

			Die Regierung von Mexiko brachte eine Ausgabe von Staatstiteln über u$s 1,5 Mrd. auf dem Markt, mit einer Verzinsung von 4,194%.

			***

			Die chilenische Wirtschaft wuchs im November 2012 innerjährlich um 5,5%.

			***
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			Die Vertiefung der Zahlungsbilanzkrise

			Argentinien steckt seit Ende 2011 in einer Zahlungsbilanzkrise, die sich inzwischen verschärft hat. Es war eine völlig unnötige Krise, die von der Regierung, und nur von der Regierung, verschuldet ist. In einer Welt mit hohem Preisen für argentinische Exportcommodities, die ausserdem sehr flüssig ist, mit niedrigen Zinsen und viel Risikokapital, das Anlagemöglichkeiten sucht, sollte ein Land wie Argentinien, mit einer dank technologischer Revolution zunehmend leistungsfähigen Landwirtschaft und einem expansiven Bergbau, kein Zahlungsbilanzdefizit, sondern einen Überschuss aufweisen. Würde Argentinien normal bewirtschaftet, so müsste man sich um die Folgen der sogenannten “holländischen Krankheit” kümmern, die in einem strukturellen hohen Zahlungsbilanzüberschuss besteht, der entweder den Wechselkurs nach unten drückt oder zu hohen Devisenkäufen der ZB oder Beschränkungen bei eingehendem Kapital führt. Die Kirchner-Regierungen mussten sich schon besonders anstrengen, dass es genau umgekehrt kam.

			Der Markt für Dollarnoten

			Der sichtbarste Ausdruck der Krise ist das Verbot des Kaufes von Dollarscheinen, sei es für Hortung oder für Finanzierung von Auslandsaufenthalten oder auch zur Zahlung von Schulden, die auf Dollar lauten. Dies wird im lokalen Sprachgebrauch “cepo” benannt, was sich auf einen doppelten Holzbalken bezieht, der Hals und Arme eines liegenden Menschen befestigt, und mit dem in früheren Zeiten die Polizei Verbrecher u.a. bestrafte und auf alle Fälle deren Flucht verhinderte. Im Museum von Luján ist ein solcher “cepo” zu sehen, und die Geschichtsbücher enthalten Abbildungen.

			Der Schwarzkurs machte zum Jahresende 2012 einen Sprung auf bis zu $ 7,10 und lag somit um etwa 45% über dem offiziellen Kurs. Dies förderte die Verwendung von Kredit- und Scheckkarten im Ausland, bei denen die Ausgaben mit 15% als Vorschuss auf die Gewinnsteuer belastet werden. Wer also diese Steuer zahlt, erhält somit Devisen zum offiziellen Kurs, und wer sie nicht zahlt, erhält dann einen Kurs von etwa $ 5,70, der wesentlich unter dem Schwarzkurs liegt. 

			Doch die Regierung zeigt sich über die Wirkung des hohen Schwarzkurses erfreut, da dies den Tourismus nach Punta del Este u.a. uruguayischen Badeorten stark eingeschränkt hat, und gleichzeitig für mehr Touristen an der argentinischen Küste gesorgt hat. Uruguays Präsident Mujica ist wenig erfreut über diese Entwicklung, versucht jedoch eine friedliche Lösung. Die argentinische Regierung denkt jedoch nicht an eine Liberalisierung des Devisenmarktes. Im Gegenteil: es werden ständig weitere Schritte unternommen, um die Devisenbewirtschaftung zu verschärfen. 

			Ein hoher Schwarzkurs schafft beiläufig mehr Schwarzwirtschaft, was die Steuereinnahmen beeinträchtigt, und regt besonders Manöver beim Aussenhandel an, die in der Uberfakturierung von Importen und Unterfakturierung von Exporten bestehen. Bei Importen, die sich nicht auf Commodities beziehen, sondern auf eher komplexe Güter, ist die Bestimmung des Wertes ohnehin schwierig, umso mehr als die Preise oft sehr unterschiedlich sind, je nach Qualität, Marke, Herkunft oder auch, weil es sich um Ausverkäufe oder Vorstösse neuer Lieferanten handelt. Das Zollamt ist hier überfordert; und die private Kontrolle, die es von Ende 1997 bis Anfang 2001 gab, die erfolgreich war, gibt es nicht mehr, wobei so etwas auch nicht dem Konzept dieser Regierung entspricht, die private Mitwirkung bei staatlichen Tätigkeiten verabscheut. 

			Argentinien hat seit vielen Jahren eine stark dollarisierte Wirtschaft. Wenn der freie Handel mit Dollarnoten offiziell nicht zugelassen wird, entsteht sofort ein Schwarzmarkt, der einen vorhandenen Bedarf der Gesellschaft deckt. Wenn die Makler, die auf diesem Markt tätig sind, verfolgt werden, dann entstehen tiefere und zunehmende Störungen der Wirtschaft. Zunächst wird dabei der Markt undurchsichtiger, wobei die Marge zwischen Kauf und Verkauf steigt, dann wird am gleichen Tag zu unterschiedlichen Kursen gehandelt, und dabei werden Käufer benachteiligt, die sich auf diesem Markt nicht auskennen, also grundsätzlich “der kleine Mann”. Ein freier Dollarmarkt gehört einfach zum Wesen der argentinischen Wirtschaft. Der Konflikt mit dieser wirtschaflichen Realität stellt die Regierung vor ein schwieriges Dilemma. 

			Es wird weitgehend in Dollar gespart (um den Wert des Gesparten zu erhalten), der Immobilienhandel erfolgt weitgehend in Dollar, ebenso werden Unternehmensverkäufe in Dollar abgeschlossen, und viele Werte werden in Dollar bemessen, auch wenn schliesslich in Pesos bezahlt wird. Das faktische Verbot des Dollarkaufs hat zunächst den lokalen Immobilienmarkt stark gestört und zu einem spürbaren Rückgang der Geschäfte geführt, was sich dann auch auf den Wohnungsbau ausgewirkt hat. In einigen Fällen sind die Verkäufer dazu übergegangen, die Werte in Pesos festzusetzen, wobei sie hier jedoch einfach Dollar zum Tageskurs (oder zum erwarteten Wechselkurs bei Ratenzahlungen) umgerechnet haben. Die Tatsache, dass der Schwarzkurs jetzt davongesprungen ist, stellt ein neues Hindernis für diese Lösung dar. Die Verkäufer wollen Pesos, die dem Dollarpreis zum Schwarzkurs entsprechen, aber für die Käufer, die ihr Einkommen in Pesos beziehen, bedeutet dies eine spürbare Verteuerung, die sie vom Kauf abschreckt. Somit kann eine Vertiefung der Immobilienkrise erwartetawerden. was sich negativ auf die Konjunktur auswirkt.

			Menem und Cavallo hatten in den 90er Jahren das Dollarisierungsphänomen begriffen. Damals wurde der Dollar dem Peso gleichgestellt, so dass es nicht nur Sparkonten in Dollar, sondern auch Girokonten in dieser Währung gab, und auch Zahlungen in Dollar auf dem Binnenmarkt als legal zugelassen wurden, also ohne, dass der Betrag in Pesos ausgedrückt werden musste. Das hat funktioniert und auch dazu geführt, dass Sparer, die Dollar im Kassenschrank einer Bank oder einfach zu Hause hielten, sie zur Bank brachten, wo sie verzinst wurden. Auf diese Weise wurden diese Dollarguthaben der Wirtschaft einverleibt. Es gab damals auch Dollarkredite, und das war bei mittel- und langfristigen Krediten (u.a. Hypotheken für Wohnungskäufe) sehr wichtig. Denn auch wenn es in den 90er Jahren keine Inflation gab, bestand ein tiefes Misstrauen gegen-über dem Peso, das gewiss berechtigt war. Wenn die Banken Dollardepositen aufnehmen und Dollarkredite vergeben, so wird das Kursrisiko vom Sparer auf den Kreditnehmer übertragen, wie es sein muss. Doch in Argentinien sind die Unternehmer u.a. gewohnt, bei einem Kredit einen Inflationsgewinn zu machen. Und das ist ungesund und zerstört schliesslich das ganze Finanzsystem. Kein Wunder, dass die Bankdepositen- und Kredite im Verhältnis zum BIP in Argentinien unverhältnismässig niedriger sind, als in vergleichbaren Ländern, geschweige den den Fortgeschrittenen.

			2002 hat Präsident Eduardo Duhalde dann die Umwandlung der Dollardepositen in Pesos zum Kurs von eins zu 1,40 und Dollarkredit zu eins angeordnet, nachdem er vorher gesagt hatte, die Dollar würden Dollar bleiben. Das war für die argentinische Wirtschaft verhängnisvoll; denn es hat nicht nur zu einer gigantischen Umverteilung von Vermögen geführt (bei der kleine Sparer verloren und viele reiche Schuldner ein grosses Geschenk erhielten), sondern das Vertrauen in Bankdepositen in Dollar dauerhaft zerstört. Jetzt sind nur Spardepositen, aber keine Girodepositen zugelassen, und es besteht ein berechtigstes Misstrauen, dass die deponierten Dollarguthaben gelegentlich doch in Pesos zum offiziellen Kurs ausgezahlt werden. Diese Depositen, die ohnehin gering waren, sind seit dem Verbot des Kaufes von Dollarnoten stark geschrumpft. Somit wird wieder grundsätzlich in Dollarnoten oder durch Depositen bei Banken im Ausland gespart. Der argentinischen Wirtschaft werden somit ständig Mittel entzogen, die den Banken dann bei der Finanzierung von Investitionen und Arbeitskapital der Unternehmen, auch bei Hypothekarkrediten, fehlen. 

			Die Regierungssprecher betonen den Willen, dass die Bevölkerung voll auf den Peso übergeht, also bei der Anlage der Ersparnisse auch in Pesodepositen. Doch dieser hohle Nationalismus wird von der Bevölkerung als Betrugsmanöver empfunden (was es im Wesen auch ist), und abgelehnt. In einer Lage, in der die Regierung eine verwaltete Inflation betreibt und sich im Grunde damit begnügt, dass die Inflationsrate nicht weiter steigt (also bei etwa 25% jährlich verbleibt), kann der Peso eben als Sparmittel nicht mit dem Dollar konkurrieren, umso mehr als die Bankzinsen bei Depositen unter der Inflationsrate liegen und indexierte Geschäfte einmal durch das Konvertibilitätsgesetz verboten sind (das in diesem Punkt immer noch in Kraft ist) und dann wegen der Indexfälschung des INDEC keinen Sinn haben. Solange all dies nicht verstanden wird, wird sich der Kampf gegen die Dollarhaltung immer schädlicher auswirken.

			Der Handelsbilanzüberschuss

			Für 2013 wird mit einem Handelsbilanzüberschuss von über u$s 12 Mrd. gerechnet, etwas mehr als der von 2012. Bei einer Gesamternte von rund 100 Mio. t Getreide und Ölsaat und allgemein guten internationalen Preisen, wäre dieses Ergebnis normal. Es wären gut 10 Mio.. t mehr als 2011/12, was allein schon ein Plus von etwa u$s 4 Mrd. ausmacht. Doch auf der anderen Seite wird mit höheren Nettoimporten von Gas, Benzin, Dieselöl und Heizöl gerechnet, wegen stagnierender oder gar sinkender Gasproduktion und höherer Nachfrage von Brennstoffen, bei Dieseltreibstoff besonders als Folge der höheren Ernte. 

			Was hier eventuell positiv wirkt, ist der Umstand, dass die Seen der grossen Wasserkraftwerke dieses Jahr viel Wasser haben, so dass eventuell mehr Strom aus dieser Quelle geliefert wird. Ebenfalls sollte im 2. Halbjahr 2013 das Kernkraftwerk Atucha II Strom liefern. Das bedeutet, dass die Wärmekraftwerke dann etwas weniger beansprucht werden und weniger Gas, Diesel- und Heizöl benötigen. Die Regierung wird andererseits versuchen, die Produktion von Gas und Erdöl aus den bestehenden Lagern zu erhöhen, im Hinblick auf eine höhere Produktion aus neuen Lagern, die in einigen Jahren erreicht werden soll, besonders wenn es gelingt, die grossen Vorkommen von Schiefergas auszubeuten. Ebenfalls dürfte die Zunahme der Brennstoffpreise, die schon zum Teil stattgefunden hat, aber weitergeht, den Konsum hemmen. Und schliesslich wird auch die schwache Konjunktur zu diesem Ziel beitragen. 

			Abgesehen davon dürfte die Regierung weiterhin den Import allgemein beschränken, wobei jedoch in vielen Fällen Lagerbestände aufgebraucht wurden und jetzt mehr importiert werden muss, um lokale Produktionsprozesse nicht zu unterbrechen. Die Politik der systematischen Importsubstitution wirkt sich zunehmend aus: Kfz-Fabriken, der Bergbau, Landmaschinenfabrikanten u.a. haben Programme in Gang, durch die sie weniger importieren, wobei sie sich mehr bei inländischen Lieferanten versorgen. Doch gesamthaft kann für 2013 eine beschränkte Wirkung dieses Phänomens erwartet werden, umso mehr als bei der lokalen Produktion, die Importe ersetzt, viele importierte Teile und Rohstoffe eingesetzt werden. 

			Doch auf der anderen Seite wird der Export von Industriegütern und regionalen Produkten (Obst, Oliven und dessen Öl, Wein, Zucker, Baumwolle, Yerba Mate und Tee, Holz und Holzprodukte u.a.) durch den zurückgebliebenen Wechselkurs behindert, der voraussichtlich 2013 noch mehr hinter den internen Kosten und Preisen zurückbleiben wird. Man muss somit bei diesen Produkten mit geringeren Exporten rechnen. Dieses Phänomen hat ausserdem eine stark rezessive Wirkung auf die Wirtschaft der Randprovinzen.

			Die finanzielle internationale Bilanz

			Doch das eigentliche Problem der Zahlungsbilanz besteht nicht bei der Handelsbilanz, sondern bei Dienstleistungen, Zinszahlungen u.a. “unsichtbaren” Zahlungen, und dann ganz besonders bei der Kapitalbilanz. Bei Dienstleistungen u.a. Zahlungen dieser Art (Seefrachten, Versicherungen, Patentrechten, Honoraren u.a.) wird für 2013 mit einem Defizit von u$s 1,65 Mrd. gerechnet. Zinsen auf Auslandsschulden des Nationalstaates und der Provinzen werden gemäss offiziellen Angaben u$s 3,4 Mrd. betragen, wobei nächstes Jahr die Zahlung von etwa u$s 3,5 Mrd. ausfällt, die auf den Coupon entfällt, der an das BIP-Wachtum gebunden ist, weil dieses 2012 weit unter der Grenze von 3,22% liegt, ab der der Coupon wirksam wird. Voraussichtlich wird es auch 2014 keine Zahlung geben, da das BIP-Wachstum auch 2013 keine 3,22% erreichen dürfte. Der Wachstumscoupon ist gewiss keine interessante Anlage mehr. 

			Zinsen privater Schuldner plus Gewinn- und Dividendenüberweisungen werden auf u$s 6 Mrd. veranschlagt. All dies würde den Handelsbilanzüberschuss etwa ausgleichen. Allein, Gewinn- und Devisenüberweisungen werden auch gehemmt, so dass der Betrag schliesslich geringer sein könnte. Doch wenn weiter in diesem Sinn gehandelt wird, dann werden Auslandsinvestitionen noch mehr verscheucht, wobei dies auch die Projekte über Ausbeutung von Schiefergaslagern und schwierigen Erdöllagern betrifft, um die sich die Regierung in letzter Zeit intensiv bemüht. Es geht nicht, dass bestehenden Auslandsunternehmen nicht gestattet wird, Dividenden an ihre Mutterhäuser zu überweisen, und dann gleichzeitig neuen Investoren versprochen wird, dass sie die Dividenden ohne Hindernisse werden überweisen können. 

			Abgesehen davon führen die Verletzungen der argentinischen Rechtsordnung und der internationalen Ordnung, die in den Regelungen der Welthandelsorganisation, im Mercosur-Abkommen und bilateralen Verträgen verbrieft ist, zu Reppressalien (verkappte und offene) anderer Staaten, die sich negativ auf die Exportmöglichkeiten auswirken, besonders bei Industrieprodukten. Dies (und auch der zurückgebliebene Wechselkurs) verstärkt die Tendenz der sogenannten “Primarisierung” der Exporte, also des zunehmenden Anteils von Commodities (besonders landwirtschaftlicher), also genau das Gegenteil dessen, was die Regierung sich zum Ziel setzt. Beiläufig werden dabei Arbeitsplätze zerstört, und das ist gegenwärtig ein kritischer Punkt.

			Die Kapitalbilanz

			Hinzu kommt dann noch das Problem der Kapitalbilanz. 2013 verfallen Schulden des Nationalstaates und der Provinzen für u$s 3 Mrd.. zu denen noch Amortisationsquoten von Krediten der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) hinzukommen, die die Auszahlung neuer Kredite übertreffen. Die Weltbank erteilt keine neuen Kredite (weil die Vertreter der USA und auch von EU-Staaten dagegen stimmen), so dass nur die schon gewährten ausgezahlt werden. Und die BID erteilt auch weniger Kredite, so dass die Amortisationen in den letzten Jahren, und voraussichtlich auch 2013, die Auszahlungen neuer Kredite übertreffen. Dies ist nicht auf schlechten Willen der BID-Leitung zurückzuführen (wo die USA-Vertretung auch gegen Kredite an Argentinien stimmt, sich aber nicht durchsetzt), sondern auf ungenügende Anträge, wobei sich die Regierung auch nicht um Studien für die einzelnen Projekte bemüht (für die private Consulting-Firmen verpflichtet werden müssen, was jedoch als Ketzerei gilt), die dann den Kreditanträgen zu Grunde gelegt werden. Für die grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz wurde bisher kein Kredit bei der BID beantragt, und es ist fragwürdig, ob es überhaupt eine seriöse Projektstudie gibt. Auch bei anderen Projekten, wie die Umwandlung der Sarmiento-Vorortbahn in eine U-Bahn, wurden keine BID-Kredite beansprucht. Das ist unverständlich, umso mehr als diese Projekte dann schliesslich überhaupt keine Finanzierung haben und somit nicht durchgeführt werden können. 

			Die Kapitalflucht dürfte 2013 weitergehen, auch wenn der Kauf von Dollarnoten behindert wird. Schliesslich spielt sich der Schwarzmarkt ein, und die Gesellschaft gewöhnt sich an einen höheren Dollarpreis, dies umso mehr in einem inflationären Umfeld. 

			Die ZB-Reserven

			Die Währungsreserven der Zentralbank sind 2012 um u$s 3,18 Mrd. auf u$s 43,19 Mrd. gefallen. Das war vornehmlich eine Folge vom Einsatz der Reserven für die Amortisation von Staatsschulden in Dollar, wobei der Betrag dann durch einen Kredit der ZB an das Schatzamt ersetzt wurde. Das erklärt auch, dass die Reserven einen stark sinkenden Anteil an den ZB-Aktiven haben: 55% Ende 2010, 46% Ende 2011 und 37% Ende 2012. 

			Die Reserven sind im Verhältnis zur monetären Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) noch stärker gefallen. Während sie 2010 noch 1,3 Mal die monetäre Basis ausmachten, sind es Ende 2012 nur noch 0,7 Mal. Die Konvertibilitätsregel, die nicht mehr gilt, sah eine Mindestdeckung von eins zu eins vor. Diese Entwicklung beruht auch auf der Tatsache, dass der Wechselkurs zurückgeblieben ist, so dass die ZB-Reserven, ausgedrückt in Pesos, weniger steigen als die interne Inflation. 

			Die Reserven werden voraussichtlich 2013 weiter abnehmen, auch wenn die ZB-Leitung mit einer Zunahme rechnet, weil die Amortisationen der Staatsschuld geringer als 2012 sein werden und kein Wachstumscoupon gezahlt werden muss. Das wirkt auch auf die Kapitalflucht, da die argentinische Gesellschaft auf eine wiederholte Erfahrung zurückblickt, gemäss der sinkende Reserven schliesslich in einer Megaabwertung enden. Ohnehin frägt man sich schon, wie hoch die ZB-Reserven in Wirklichkeit sind, also ohne die Kredite der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (in Basel) und Verpflichtungen für Deckung von Devisentermingeschäften u.a. Beträgen, die die ZB schliesslich nicht einsetzen kann, um einem Ansturm auf die Reserven zu entgegnen. Wenn es schliesslich auch noch zu einem neuen Default gegenüber denjenigen kommt, die sich den Umschuldungen von 2005 und 2010 angeschlossen haben, dann könnte eine Panikstimmung entstehen, die die Kapitalflucht weiter verstärkt.

			Die nicht gewollte Lösung

			Die Lösung des Zahlungsbilanzproblems, das einen langen schwarzen Schatten auf 2014 und die folgenden Jahre wirft, ist im Grunde einfach, doch für diese Regierung eben nicht möglich. Es fängt damit an, dass man sich zunächst mit dem Internationalen Währungsfonds einigen muss, der schliesslich für die Mitwirkung bei der Überwindung von Zahlungsbilanzkrisen geschaffen wurde. Das brächte dann sofort eine Lösung des Konfliktes mit dem Pariser Klub mit sich, womit dann auch Kapitalgüterimporte weich finanziert werden können, was beiläufig auch die Zahlungsbilanz erleichtert. Dann müssten die Urteile des Weltbankschiedsgerichtes ICSID, bei denen Argentinien verurteilt wurde, sofort gezahlt werden. Bei den zahlreichen noch nicht entschiedenen Konflikten, die dem ICSID vorliegen, müssten Verhandlungen eingeleitet werden, um zu Kompromisslösungen zu gelangen. Im gleichen Sinn müsste allgemein mit den Betreibern öffentlicher Dienste verhandelt werden, wobei neue Verträge an zusätzliche Kapitalinvestitionen gebunden werden könnten. 

			Nebenbei bemerkt: nach der Übertragung der U-Bahn vom Nationalstaat auf die Stadtverwaltung von Buenos Aires, hat Regierungschef Mauricio Macri sofort eine neue Rahmenordnung angekündigt, über die mit dem Konzessionsinhaber Metrovías (die zur Roggio-Gruppe gehört) verhandelt wird. Macri ist sich bewusst, dass bei Konzessionen öffentlicher Dienste genau bestimmt werden muss, zu was sich der Betreiber und der Staat (in diesem Fall die Stadt) verpflichten. Das ist eigentlich selbstverständlich, aber die Kirchners verstehen es bis heute nicht, so dass die Konflikte mit den Betreibern zunehmen und Instandhaltung und Investitionen hemmen. 

			Schliesslich müsste der Devisenschwarzmarkt legalisiert werden, wobei dann allerdings auch Möglichkeiten geschaffen werden müssen, um Auslandsguthaben von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, über diesen Kurs zurückzubringen und gegenüber dem Steueramt legalisieren zu können. Dabei könnte sogar eine Steuer erhoben werden. Gelegentlich würde dieser Kurs, der für allerlei finanzielle Transaktionen, auch für den Tourismus und für Devisenkäufe zu Horttungszwecken gelten müsste, wieder mit dem allgemeinen Kurs verschmelzt werden, womit die Normalität wieder hergestellt würde. Ein legalisierter Schwarzkurs erleichtert auch einen höheren Abwertungsrhythmus beim gegenwärtigen offiziellen Kurs, was auch allerlei Probleme löst und sich positiv auf die Zahlungsbilanz auswirkt. Unternehmen können dann viele Geschäfte normal abwickeln, ohne dabei teilweise auf die Schwarzwirtschaft übergehen zu müssen. Der Schwarzkurs, der im Wesen ein freier Kurs ist, muss als Realität anerkannt werden. Die Bemühung der Regierung, ihn unter den Teppich zu fegen, ist einfach primitiv. 

			Es gibt gewiss noch weitere Möglichkeiten, die dazu beitragen, die Zahlungsbilanzkrise zu überwinden. Auf alle Fälle würden erste Schritte in Richtung einer Lösung dazu beitragen, dass Unternehmer u.a. schon beginnen, in einer Weise zu handeln, die mit zum Erfolg beiträgt, u.a. indem mehr Auslandskapital nach Argentinien fliesst. Doch all dies ist für diese Regierung, und ganz besonders für CK persönlich, schlimmste Ketzerei. Die Präsidentin kann eben nicht über ihren eigenen Schatten springen. 

			

		

	